
Ergänzende Unterlage zum Tagesordnungspunkt 7 zur ordentlichen 
Hauptversammlung 11.5.2022 

Beschlussfassung über die Anpassung der von der Hauptversammlung 
vom 7. Mai 2020 unter Tagesordnungspunkt 6 beschlossenen und von der 
Hauptversammlung am 5. Mai 2021 unter Tagesordnungspunkt 8 
erweiterten Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien und deren 
Verwendung, auch unter Bezugsrechtsausschluss 

Vergleichsversion zur in 2021 erweiterten Ermächtigung 2020 

 
 
Ermächtigung durch die Hauptversammlung vom 7. Mai 2020 zum Erwerb und 
zur Verwendung eigener Aktien: 
 
a) Die Gesellschaft wird ermächtigt, bis zum 6. Mai 2025 eigene Aktien mit 

einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis zu 10 % des 
zum Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals oder – 
falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu jedem zulässigen Zweck zu 
erwerben. Die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien dürfen 
zusammen mit anderen Aktien der Gesellschaft, die die Gesellschaft 
bereits erworben hat und jeweils noch besitzt oder die ihr nach §§ 71a ff. 
AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt 10 % des Grundkapitals der 
Gesellschaft übersteigen. Die Ermächtigung darf von der Gesellschaft 
nicht zum Zweck des Handels in eigenen Aktien genutzt werden. 

 
b) Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands über die Börse (nachfolgend 

lit. aa)) oder mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen 
Kaufangebots (nachfolgend lit. bb)). Öffentliche Kaufangebote können 
auch mittels einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung 
zur Abgabe von Angeboten erfolgen.  

 
aa) Erfolgt der Erwerb der PUMA-Aktien über die Börse, darf der von der 

Gesellschaft gezahlte Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) 
den arithmetischen Mittelwert des Schlusskurses für die Aktien der 
Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren 
Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten 
drei (3) Handelstagen vor der Verpflichtung zum Erwerb um nicht 
mehr als 10 % über- und nicht um mehr als 20 % unterschreiten.  

 
bb) Erfolgt der Erwerb mittels eines öffentlichen Kaufangebots, kann ein 

bestimmter Kaufpreis oder eine Kaufpreisspanne festgelegt werden. 
Dabei darf der von der Gesellschaft gezahlte Kaufpreis je Aktie (ohne 
Erwerbsnebenkosten) den arithmetischen Mittelwert des 
Schlusskurses für die Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder 
einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter 
Wertpapierbörse an den letzten fünf (5) Handelstagen vor dem Tag 
der Veröffentlichung oder – falls früher – der öffentlichen 
Ankündigung des Angebots bzw. der Aufforderung dazu um nicht 
mehr als 10 % über- und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. 



Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines öffentlichen 
Kaufangebots nicht unerhebliche Abweichungen des maßgeblichen 
Kurses, so kann der Kaufpreis bzw. die Kaufpreisspanne angepasst 
werden. In diesem Fall wird auf den Schlusskurs im Xetra-Handel 
(oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter 
Wertpapierbörse am letzten Handelstag vor der Veröffentlichung 
oder – falls früher – der öffentlichen Ankündigung einer etwaigen 
Anpassung abgestellt.  

 
Das Volumen des öffentlichen Kaufangebots kann begrenzt werden. 
Sofern die Gesamtzahl der angedienten Aktien das festgelegte 
Rückkaufvolumen überschreitet, muss die Annahme im Verhältnis 
der jeweils angedienten Aktien erfolgen; darüber hinaus können eine 
bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen (bis zu 100 Stück 
angedienter Aktien je Aktionär) sowie zur Vermeidung rechnerischer 
Bruchteile von Aktien eine Rundung nach kaufmännischen 
Grundsätzen vorgesehen werden. Ein etwaiges weitergehendes 
Andienungsrecht der Aktionäre ist in diesen Fällen ausgeschlossen. 
Das öffentliche Kaufangebot kann weitere Bedingungen vorsehen. 

 
c) Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund dieser Ermächtigung 

erworbenen eigenen Aktien auch in anderer Weise als durch Veräußerung 
über die Börse oder durch Angebot an alle Aktionäre zu allen gesetzlich 
zulässigen Zwecken, insbesondere auch wie folgt zu verwenden: 

 
aa) Sie können gegen Barzahlung und zu einem Preis (ohne 

Nebenkosten der Verwertung) veräußert werden, der den 
Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der 
Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung 
gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des 
Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG veräußerten Aktien 
insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und 
zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der 
Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind 
diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer jeweiligen Ausnutzung aus 
genehmigtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß 
§ 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben werden. Ferner sind auf diese 
Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, die zur Erfüllung von 
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten aus von 
der Gesellschaft oder einer Konzerngesellschaft während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer jeweiligen 
Ausnutzung unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender 
Anwendung des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegebenen 
Schuldverschreibungen (einschließlich Genussrechten) auszugeben 
sind.  

 
bb) Sie können Dritten gegen nicht in Geld bestehende Leistung 

(Sachleistung), insbesondere im Rahmen von 
Unternehmenszusammenschlüssen und beim unmittelbaren oder 
mittelbaren Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 



Unternehmensbeteiligungen sowie anderen materiellen oder 
immateriellen Wirtschaftsgütern (einschließlich Beratungs- und 
sonstigen Dienstleistungen) angeboten und auf sie übertragen 
werden. 

 
cc) Sie können zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. 

Wandlungspflichten aus von der Gesellschaft oder einer 
Konzerngesellschaft ausgegebenen oder noch auszugebenden 
Schuldverschreibungen (einschließlich Genussrechten) verwendet 
werden. Darüber hinaus kann den Inhabern von durch die 
Gesellschaft oder eine Konzerngesellschaft ausgegebenen oder 
noch auszugebenden Schuldverschreibungen (einschließlich 
Genussrechten) nach Maßgabe der einschlägigen 
Anleihebedingungen ein Bezugsrecht auf die Aktien in dem Umfang 
gewährt werden, wie es ihnen nach Ausübung von Options- oder 
Wandlungsrechten bzw. Erfüllung von Wandlungspflichten aus 
solchen Schuldverschreibungen als Aktionär zustehen würde. 

 
dd) Sie können eingezogen werden, ohne dass die Einziehung oder 

deren Durchführung eines weiteren 
Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Die Einziehung führt zur 
Herabsetzung des Grundkapitals um den auf die eingezogenen 
Aktien entfallenden Anteil. Abweichend hiervon kann der Vorstand 
bestimmen, dass das Grundkapital bei der Einziehung unverändert 
bleibt und sich stattdessen der Anteil der nicht eingezogenen Aktien 
am Grundkapital entsprechend erhöht; der Vorstand ist für diesen 
Fall ermächtigt, die Zahl der Stückaktien in der Satzung anzupassen. 

 
d) Die vorstehenden Ermächtigungen unter lit. c) erfassen auch die 

Verwendung von Aktien der Gesellschaft, die aufgrund früherer 
Ermächtigungsbeschlüsse nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworben wurden, 
und von solchen Aktien, die durch abhängige oder im Mehrheitsbesitz der 
PUMA SE stehende Unternehmen oder durch auf deren Rechnung oder 
auf Rechnung der Gesellschaft handelnde Dritte oder gemäß § 71d S. 5 
AktG erworben wurden. 

 
e) Die vorstehenden Ermächtigungen können ganz oder in Teilen, einmal 

oder mehrmals, für einen oder mehrere Zwecke durch die Gesellschaft 
und, mit Ausnahme der Ermächtigung unter lit. c) dd), auch durch 
abhängige oder im Mehrheitsbesitz der PUMA SE stehende Unternehmen 
oder auf deren Rechnung oder auf Rechnung der Gesellschaft handelnde 
Dritte ausgenutzt werden.  

 
f) Das Bezugsrecht der Aktionäre wird insoweit ausgeschlossen, als die 

Aktien gemäß den vorstehenden Ermächtigungen nach den lit. c) aa) bis 
lit. c) cc) verwendet werden. Darüber hinaus kann der Vorstand im Fall der 
Veräußerung der Aktien durch Angebot an alle Aktionäre das Bezugsrecht 
der Aktionäre für Spitzenbeträge ausschließen. 

 
g) Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, aufgrund von Ermächtigungen gemäß § 

71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworbene Aktien unter Ausschluss des 



Bezugsrechts der Aktionäre an Vorstandsmitglieder der Gesellschaft 
auszugeben. 

 
h) Der Vorstand wird ermächtigt, aufgrund von Ermächtigungen gemäß § 71 

Abs. 1 Nr. 8 AktG erworbene Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre im Zusammenhang mit aktienbasierten Vergütungs- 
beziehungsweise Belegschaftsaktienprogrammen der Gesellschaft oder 
mit ihr verbundenen Unternehmen an Personen auszugeben, die in einem 
Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen 
Unternehmen stehen oder standen, oder Mitglied der Geschäftsführung 
eines mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmens sind. Die Aktien 
können den vorgenannten Personen insbesondere entgeltlich oder 
unentgeltlich zum Erwerb angeboten, zugesagt und übertragen werden, 
wobei das Arbeits- beziehungsweise Anstellungsverhältnis zum Zeitpunkt 
des Angebots, der Zusage oder der Übertragung bestehen muss. 

 


